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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Föderativer Aufbau

Beziehungen zwischen Bund und Kantonen

Die Kantone Bern, Freiburg, Neuenburg und Solothurn, zu denen sich später auch noch
der Jura gesellte, beschlossen, einen "Wirtschaftsraum Mittelland" zu gründen. In
diesem Rahmen soll die Zusammenarbeit v.a. im Bildungs-, Wirtschaftsförderungs- und
Verkehrsbereich verbessert und administrative Hindernisse zwischen den beteiligten
Kantonen abgebaut werden. Davon erhoffen sich die Initianten eine strukturelle und
wirtschaftliche Stärkung ihrer Region, welche ihre Chancen im Konkurrenzkampf mit
den besser gestellten Wirtschaftszentren Genf/Lausanne und Zürich vergrössern
würde. Das Projekt "Wirtschaftsraum Mittelland" fand nicht uneingeschränkte
Zustimmung. Regierungsvertreter aus dem Kanton Waadt meldeten ihre Befürchtungen
an, dass mit dieser, die Sprachgrenzen überschreitenden Zusammenarbeit die
Solidarität der Romandie geschwächt würde. Eine Beitrittseinladung beantworteten sie
ablehnend; immerhin bekundeten sie Interesse, sich an speziellen Projekten zu
beteiligen. Einen ähnlich ausgerichteten Zusammenarbeitsvertrag schlossen gegen
Jahresende die sechs Innerschweizer Kantone Luzern, Nid- und Obwalden, Schwyz, Uri
und Zug ab. (Zur Regionalpolitik siehe hier.) 1

INTERKANTONALE ZUSAMMENARBEIT
DATUM: 18.12.1994
HANS HIRTER

Territorialfragen

Die Kantone Waadt und Wallis traten dem „Espace Mittelland“ bei, welcher sich um
eine Verbesserung der Zusammenarbeit und um die Koordination der Aktivitäten der
beteiligten Kantone sowie um die Realisierung gemeinsamer Projekte bemüht. Die
Organisation umfasst damit sieben Kantone (BE, SO, FR, NE, VD, VS und JU) und zählt
dank dieser Erweiterung jetzt etwa gleich viele französisch- wie deutschsprachige
Bewohner. 2

INTERKANTONALE ZUSAMMENARBEIT
DATUM: 04.07.2000
HANS HIRTER

Wirtschaft

Wirtschaftspolitik

Strukturpolitik

Die Inkraftsetzung des Bundesbeschlusses über Finanzierungsbeihilfen für Betriebe in
wirtschaftlich bedrohten Regionen erlaubt es dem Bund, nun auch eine auf Behebung
wirtschaftlicher Einseitigkeiten gerichtete Strukturpolitik zu betreiben. In den Genuss
der Finanzierungsbeihilfen an Diversifizierungs- und Innovationsinvestitionen sollen
Unternehmen in denjenigen Gebieten kommen, in welchen mindestens 20 Prozent der
Erwerbstätigen in einer einzigen industriell-gewerblichen Branche beschäftigt sind und
überdies gewisse Kriterien des Arbeitsmarktes und der Bevölkerungsentwicklung erfüllt
sind. Die Liste der Bezugsberechtigten umfasste am Jahresende elf Regionen, darunter
die Kantone Neuenburg und Jura in ihrer Gesamtheit. Die Uhrenregionen sind zwar in
der Mehrzahl, aber es befinden sich unter den bezeichneten Gebieten auch solche mit
dominierender Textil-, bzw. Metallindustrie. Für Kantone, die über ein eigenes
Wirtschaftsförderungsgesetz verfügen, bringt dieser Beschluss nichts grundlegend
Neues, sondern eine Verbesserung der bereits bisher gewährten Unterstützungen an
Investitionswillige. In den Kantonen Bern und Graubünden verabschiedeten die
Parlamente Teilrevisionen der Förderungsgesetze und stimmten damit einem Ausbau
des Instrumentariums zu. Überdies stimmten die Bündner mit 14'415 Ja: 8'057 Nein
einem Fremdenverkehrsgesetz zu, das unter anderem grössere staatliche Unterstützung
für die Tourismuswerbung bringt. Die Regierung von Basel-Land legte als
Gegenvorschlag zu den 1978 eingereichten Volksinitiativen der Linksparteien und
Gewerkschaften den Entwurf zu einem kantonalen Wirtschaftsförderungsgesetz vor.

Eine Motion (79.320) der Sozialdemokratin Heidi Deneys (NE), welche die Gründung
einer eidgenössischen Investitionsbank zur Finanzierung der Entwicklung von
Randregionen forderte, überwies der Nationalrat nicht einmal in der vom Bundesrat
vorgeschlagenen Postulatsform. 3

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 06.10.1979
HANS HIRTER
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Für die Juraregion, wo die einem ausgeprägten Strukturwandel unterworfene
Uhrenindustrie vielerorts dominierender Erwerbszweig ist, drängten sich zusätzliche
Massnahmen auf. Das bernische Parlament hiess die Gewährung von Kostenbeiträgen
an Investitionsvorhaben von Kleinbetrieben im Seeland und Jura gut und hofft, damit
rund 400 Arbeitsplätze zu erhalten oder neu zu schaffen. Zudem werden in den
Kantonen Bern, Jura, Neuenburg und Solothurn gezielte Ausbildungsprogramme für
Arbeitslose angeboten; der Bund seinerseits verlängerte für Stellenlose dieser Region
die Bezugsdauer der Leistungen der Arbeitslosenversicherung. Im Aargau sprach sich
die Regierung gegen die staatliche Förderung der Industrieansiedlung aus und empfahl
eine entsprechende sozialdemokratische Volksinitiative zur Ablehnung. 4

KANTONALE POLITIK
DATUM: 24.06.1982
HANS HIRTER

Die Kantone Bern, Freiburg, Neuenburg und Solothurn, zu denen sich später auch noch
der Jura gesellte, beschlossen, einen "Wirtschaftsraum Mittelland" zu gründen. In
dessen Rahmen soll insbesondere die Zusammenarbeit im Bildungs-,
Wirtschaftsförderungs- und Verkehrsbereich verbessert werden.

INTERKANTONALE ZUSAMMENARBEIT
DATUM: 31.12.1994
HANS HIRTER

Eine vom Kanton Jura im Februar 2021 eingereichte Standesinitiative forderte, dass
auch die sogenannten «GAFAM-BATX-Riesen» (Google, Amazon, Facebook, Apple,
Microsoft,  Baidu, Alibaba, Tencent und Xiaomi) eine Steuer im Inland entrichten
müssen. Die Schweiz solle damit den Bestrebungen der EU folgen. Insbesondere
hinsichtlich der Covid-19-Pandemie und der daraus resultierenden Verzerrung des
Wettbewerbs – die Menschen mussten zu Hause bleiben und nutzten vermehrt Online-
Dienstleistungen – müssten die Internetgiganten einen Beitrag an die lokale Wirtschaft
und Gesellschaft leisten, begründete der Kanton sein Begehren. 
Die vorberatende WAK-SR beantragte im Februar 2022 mit 9 zu 4 Stimmen, der
Standesinitiative keine Folge zu geben. Die Mehrheit argumentierte, dass das Anliegen
besser in koordiniertem Vorgehen mit anderen Ländern im Rahmen der OECD
anzugehen sei. Zudem sollten bei der Teilrevision des Mehrwertsteuergesetzes die
Internetgiganten bereits stärker in die Pflicht genommen werden. Eine Minderheit
Herzog (sp, BS) verlangte hingegen, dass mit der Annahme der Initiative ein deutliches
Zeichen gesetzt wird. Die Bestrebungen der OECD würden nicht zwingend erfolgreich
verlaufen, da zuerst eine Einigung nötig sei und es deshalb zu Verzögerungen kommen
könnte. Zudem könnten die Unternehmen möglicherweise Umsätze verlagern und so
die Steuerpflichten umgehen. 5

STANDESINITIATIVE
DATUM: 03.02.2022
MARCO ACKERMANN

Im März 2022 gab der Ständerat einer Standesinitiative des Kantons Jura mit der
Forderung, Internetgiganten – sogenannte GAFAM-BATX-Riesen – im Inland zu
besteuern, keine Folge. Mit 21 zu 16 Stimmen bei einer Enthaltung schloss er sich damit
der Mehrheit seiner vorberatenden RK-SR an. Kommissionssprecher Erich Ettlin (mitte,
OW) hatte gegen die Initiative argumentiert, dass die Schweiz die Besteuerung der
digitalen Wirtschaft zu gegebener Zeit gemeinsam mit anderen Staaten innerhalb der
OECD umsetzen solle. Befürworterin Eva Herzog (sp, BS) hatte vergebens dagegen
gehalten, dass die Schweiz nach dem Vorbild Frankreichs oder Spaniens bereits jetzt
eine Digitalsteuer beschliessen und diese bei einer allfälligen Harmonisierung im
Rahmen der OECD später anpassen könne. 6

STANDESINITIATIVE
DATUM: 16.03.2022
MARCO ACKERMANN

Nach dem Ständerat beantragte auch eine Mehrheit der WAK-NR im November 2022
mit 14 zu 10 Stimmen, der Standesinitiative des Kantons Jura zur Besteuerung der
GAFAM-BATX-Riesen keine Folge zu geben. Die Kommission argumentierte, dass ein
«unilaterales Vorgehen der Schweiz» in diesem Bereich nicht zielführend sei und eine
Lösung im Rahmen der OECD gesucht werden müsse. Eine linke Minderheit wollte
hingegen die «ungleichen Spiesse» zwischen Schweizer Firmen und digitalen
Grossunternehmen ausmerzen, ohne eine internationale Lösungsfindung abzuwarten. 
In der Frühjahrssession 2023 folgte der Nationalrat mit 109 zu 68 Stimmen der
Kommissionsmehrheit und lehnte die Standesinitiative ebenfalls ab. Sie war damit
erledigt. 7

STANDESINITIATIVE
DATUM: 27.02.2023
MARCO ACKERMANN

1) NQ, 3.10.94.; 2.3.94; 2.6.94; 4.10.94; 14.12.94;  18.12.94.; 07.07.94; 29.07.94, 19.9.94; 31.10.94; Bund, 11.11.94; NZZ, 8.12.94.;
Presse vom 25.6.94.
2) Lib., NF und 24h, 4.7.00. VD und VS hatten bisher Beobachterstatus. 
3) AB NR, 1979, S. 1177 ff.; AS, 1979, S. 240 ff.; Aufsätze in der Schweiz. Zeitschrift für Volkswirtschaft und Statistik, 115/1979, S.
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407-510.; BBl, 1979, lI, S. 105 f.; BBl, 1979, lI, S. 766; Bund, 8.2., 10.5., 6.8.79; NZZ, 4.10., 3.12.79; Vat., 22.11.79; BaZ, 11.4.79;
Gygi (1979), Wirtschaftsförderung in der Schweiz.; Hess (1979). Regional- und raumordnungspolitische Ziele und Massnahmen
in Bund und Kantonen.
4) AB NR, 1982, S.945 ff.; Brugger, Flückiger und Müller (1982). Wirtschaftlicher Strukturwandel aus regionalpolitischer Sicht;
Guindani (1982). Maldéveloppement régional et identité: pour un développement endogène; Vr, 11.6.82; Suisse, 8.7.82; SZ,
14.7., 28.8.82; Bund, 17.11.82; BaZ, 28.12.82; Documenta, 1982, Nr. 2, S. 29 ff.; Revue économique et sociale, 40/1982, Nr. 2;
Ordo et Libertas, Festschrift für Gerhard Winterberger, 1982, S. 201 ff.
5) Bericht WAK-SR vom 3.2.22
6) AB SR, 2022, S. 210 f.
7) AB NR, 2023, S. 19 f.; Bericht WAK-SR vom 15.11.22
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